* F re Tb a ee de hr a as Su ii r IT u 
7 N 3 Ai a EN, 


Fa 1 
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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 5. — 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen des Geſetzes vom 30. Mai 1873 über das 
Grundbuchweſen in dem Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein und des Geſetzes vom 23. März 
1873 über das Grundbuchweſen im Jadegebiete, S. 17. — Geſetz, betreffend eine Zuſatzbeſtimmung 
zu den Artikeln 86 und 87 der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 1850, S. 18. — Geſetz, 
betreffend die Radfelgenbeſchläge der Fuhrwerke in der Provinz Hannover, S. 19. — Verordnung, 
betreffend die Umzugskoſten der Mitglieder der Landgendarmerie, S. 22. — Allerhöchſter Erlaß, 
betreffend die Errichtung einer von der Königlichen Direktion der Niederſchleſiſch Märkiſchen Eiſenbahn 
reſſortirenden Eiſenbahnkommiſſion mit der Firma: „Königliche Eiſenbahnkommiſſion (Berlin- Blanken⸗ 


beim) zu Berlin“, S. 28. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch 


die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 24. 


(Nr. 8593.) Geſetz, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen des Geſetzes vom 30. Mai 
1873 über das Grundbuchweſen in dem Bezirke des Juſtizſenats zu Ehren⸗ 
breitſtein und des Geſetzes vom 23. März 1873 über das Grundbuchweſen 
im Jadegebiete. Vom 3. Februar 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

In dem Geltungsbereiche des Geſetzes vom 30. Mai 1873 über das 
Grundbuchweſen in dem Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein und des 
Geſetzes vom 23. März 1873 über das Grundbuchweſen im Jadegebiete werden 
die $$. 52, 74, 99 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872, ſoweit ſie ſich 
auf Familienfideikommiſſe beziehen, durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 

Die Eintragung der Familienfideikommißeigenſchaft erfolgt auf den Antra 
Be Eigenthümers oder eines Nachfolgeberechtigten, ſobald Seche nachimeif 
aß 5 Eigenſchaft entſtanden iſt. 
£ amilienfideikommißnachfolger find als Eigenthümer einzutragen, wenn fie 
ihr Nachfolgerecht durch eine Erbbeſcheinigung des zuſtändigen Richters nachweisen. 
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Ausgegeben zu Berlin den 14, März 1879, 


Die Löſchung der Familienfideikommißeigenſchaft erfolgt auf den Anta 
des Eigenthümers N ſobald derſelbe nachweiſt, daß jene Eigenſchaft erloſchen if 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 3. Februar 1879. 
(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 8594.) Geſetz, betreffend eine Zuſatzbeſtimmung zu den Artikeln 86 und 87 der Verfaſſungs⸗ 
. Urkunde vom 31. Januar 1850. Vom 19. Februar 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen r. 


— mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Artikel. 
Hinter den Artikel 87 der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 1850 
wird folgender Artikel 87 a eingeſtellt: f 
Bei der Bildung gemeinſchaftlicher Gerichte für Preußiſche Gebietstheile 
und Gebiete anderer Bundesſtaaten ſind Abweichungen von den Be⸗ 
ſtimmungen des Artikels 86 und des erſten Abſatzes im Artikel 87 


zuläſſig. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 19. Februar 1879. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


| a 
(Nr. 8595.) Geſetz, betreffend die Radfelgenbeſchläge der Fuhrwerke in der Provinz Hannover. 
Vom 22. Februar 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
das Gebiet der Provinz Hannover, was folgt: 


9.1. 

Die Radfelgenbeſchläge aller beſpannten Fuhrwerke, welche auf den Chauſ⸗ 
ſeen, kunſtmäßig ausgebauten Landſtraßen oder Gemeindewegen der Provinz 
Hannover zum Transporte von Perſonen oder Sachen benutzt werden, desgleichen 
aller auf den genannten Straßen auf Rädern ſich bewegenden Maſchinen dürfen 
in ihrer Breite weder ausgerundet (konkav) noch in neuem Zuſtande abgerundet 
(konvex), müſſen vielmehr in der Oberfläche eben und ſo befeſtigt fein, daß Nägel, 
Stifte, Schrauben x. über dieſelbe nicht hervorſtehen. £ 


$. 2 


Die Breite der Radfelgenbeſchläge foll bei allen im $.1 genannten Fuhr⸗ 


werken und Maſchinen mindeſtens 5 Centimeter betragen. 


Ausgenommen hiervon find ſolche Fuhrwerke, deren Gewicht unter Hin- | 


zurechnung des Gewichts der Ladun erſone d 
nicht überſchreitet. 3 (Perſonen und Sachen) 800 Kilogramm 
$. 3. 


Beträgt das Ladungsgewicht der im $. 1 genannten Fuhrwerke, beziehungs⸗ 


weiſe das Gewicht der daſelbſt genannten Maſchinen 


2000 bis 3000 Kilogramm ausſchließlich „ſo ſollen die Radfelgen⸗ 


beſchläge mindeſtens 7 Centimeter, 
3000 = 5000 . ausſchließlich, fo ſollen die Radfelgen⸗ 
beſchläge mindeſtens 11 Centimeter, 
5000 Kilogramm und mehr, ſo ſollen die Radfelgenbeſchläge mindeſtens 
0 15 Centimeter 
breit ſein. a 
$. 4. 
Ladungsgewichte von mehr als 7500 Kilogramm oder Mafchinen von 
einem Geſammtgewichte von mehr als 10 000 Kilogramm dürfen auf den 


Chauſſeen und Landſtraßen nicht ohne Genehmigung der betreffenden ſtändiſchen 


egebau⸗Inſpektionen, auf Gemeindewegen nicht ohne Genehmigung der betref⸗ 
fenden Gemeindevorſtände und nur unter Einhaltung der von denſelben nach 
Maßgabe der Umſtände des einzelnen Falles zu ftellenden Bedingungen trans 
portirt werden. . 
$. 5. 


. Die in dieſem Geſetze gegebenen Vorſchriften über die Beſchaffenheit des 
09 Radkranzes finden auch auf eiſerne Räder 2 
r. 8595.) 
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$. 6. 

Für zweirädrige Fuhrwerke iſt bei den in den $$. 3 und 4 bezeichneten 
Breiten der Radfelgenbeſchläge als höchſtes Ladungsgewicht nur die Hälfte der 
angegebenen Gewichtsſätze geftatet 

F. 7. 

Durch Beſchluß des provinzialſtändiſchen Verwaltungsausſchuſſes können 
die Beſtimmungen der $$. 2 bis einſchließlich 6 für einzelne Chauſſeen oder 
Landſtraßen oder Strecken von ſolchen, ſei es allgemein, ſei es für beſtimmte 
Arten von Fuhrwerken, zeitweiſe oder dauernd außer Anwendung geſetzt werden. 

Zu einer gleichen Maßregel find die Kommunal-Aufſichtsbehörden bezüglich 
der Gemeindewege, mit Zuſtimmung der zur Unterhaltung verpflichteten Ge— 
meinden, befugt. 

Auch können Ausnahmen von den Vorſchriften des $. 3 von den ſtän⸗ 
diſchen Wegebau⸗Inſpektionen beziehungsweiſe den Gemeindevorſtänden in einzelnen 
Fällen anf den vor dem Beginn des Transportes geſtellten Antrag geſtattet werden, 
wenn es ſich um die Fortſchaffung ſolcher Laſten handelt, welche, wie Maſchinen, 
Steinblöcke, Baumſtämme ꝛc., wegen ihrer Beſchaffenheit oder wegen des Zweckes, 
zu dem ſie beſtimmt ſind, ungetheilt fortgeſchafft werden müſſen. 

Gegen die Anordnungen der ſtändiſchen Wegebau⸗Inſpektionen beziehungs- 
weiſe der Gemeindevorſtände iſt die Beſchwerde an die vorgeſetzte Behörde zuläſſig. 


§. 8. 

Die Führer der in den $$. 2 bis einſchließlich 6 bezeichneten Fuhrwerke 
und Maſchinen ſind verpflichtet, den mit der Beaufſichtigung der Chauſſeen, 
Landſtraßen oder Gemeindewege betrauten provinzialſtändiſchen Wegeverbands⸗ 
und Gemeindebeamten, ſowie den Polizeibeamten und Gendarmen auf Erfordern 
das Gewicht der Ladung, beziehungsweiſe der Maſchinen anzugeben und glaub⸗ 
haft nachzuweiſen. Können oder wollen ſie dieſen Nachweis nicht führen, ſo ſind 
fie verpflichtet, in Begleitung des Beamten ihr Fuhrwerk ꝛc. bis zu dem nächſten 
in der Richtung ihrer Reiſe liegenden Ort zu fahren, an welchem die Ermittelung 
des Gewichts erfolgen kann, und dort die Ermittelung vornehmen zu laſſen. 

Wird eine Ueberſchreitung des zuläſſigen Gewichts feſtgeſtellt, fo fallen die 
Koſten der Ermittelung dem Führer zur Laſt. Die durch die Ausmittelung des 
Gewichts entſtehenden Koſten ſind vorläufig von derjenigen Verwaltung (Pro⸗ 
vinzialverband, Wegeverband, Gemeinde) zu tragen, auf deren Straße das Fuhr⸗ 
werk angehalten iſt. 

Gegen die Verwaltung ſteht dem Führer wegen des durch die Ermittelung 
verurſachten Aufenthalts ein Entſchädigungsanſpruch in keinem Falle zu. 


$. 9. 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen der $$. 1 bis einſchließlich 8 
werden mit einer Geldſtrafe bis zu 100 Mark beſtraft 
Für die Geldſtrafe und die Koſten, zu denen der Führer eines Fuhrwerks ꝛc. 
verurtheilt wird, ſind im Falle des e des Verurtheilten die Eigenthümer 
des Fuhrwerks ꝛc. und der Beſpannung als ſolidariſch haftbar zu erklären. 


r . A . rt nr re 
7 Ann i T f 


Gegen den als haftbar Erklärten tritt an die Stelle der Geldſtrafe eine 
Freiheitsſtrafe nicht ein. 
$. 10. 

Eine wiederholte Beſtrafung wegen auf derſelben Reiſe fortgeſetzter Zu⸗ 
widerhandlungen tritt nur dann ein, wenn der Zuwiderhandelnde die Reiſe über 
den nächſten Ort hinaus, an welchem es ihm möglich war, den vorſchrifts⸗ 
widrigen Zuſtand ſeines Fuhrwerks oder deſſen Ladung zu beſeitigen, ohne eine 

ſolche Aenderung fortgeſetzt hat. 
85 115 
Die auf Grund dieſes Geſetzes von den Gerichten erkannten Geldſtrafen 
fließen zur Hälfte in die Staatskaſſe, zur Hälfte in die Kaſſe derjenigen Ver⸗ 
waltungen (Provinzialverband, Wegeverband, Gemeinde), auf deren Straße der 
Zuwiderhandelnde betroffen iſt. 
$. 12 


Auf die Fuhrwerke der Militär⸗ ei der Reichspoſtverwaltung finden die 
Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht Anwendung. 


| $..13, 


Die Vorſchriften der $$. 24 bis Geben 28 des Hannoverſchen Ge⸗ 
ſetzes über die Wegegeldshebung, den Gebrauch der Chauſſeen und die Wege⸗ 
polizei vom 4. Dezember 1834 werden aufgehoben. 


$. 14. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1879 in Kraft. 

Für Fuhrwerke, welche vor dem 1. April 1879 in Gebrauch genommen 
ſind, treten mit dem genannten Tage nur die Vorſchriften über die ebene Be⸗ 
ſchaffenheit der Radfelgenbeſchläge (F. 1) und über Ladungstransporte von mehr 
als 7500 beziehungsweiſe 3750 Kilogramm ($$. 4 und 6), alle übrigen Vor⸗ 
ſchriften mit dem 1. April 1884 in Kraft. Werden ſolche Fuhrwerke nach dem 
1. April 1879 mit neuen Rädern verſehen, fo unterliegen fie von da ab ſämmt⸗ 
lichen Vorſchriften des Geſetzes. a 


2 a unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 22. Februar 1879. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 85988596) 
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(Nr. 8596.) Verordnung, betreffend die Umzugskoſten der Mitglieder der Landgendarmerie. 
Vom 27. Januar 1879. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen x. 

verordnen, auf Grund des $. 11 des Geſetzes, betreffend die Umzugskoſten der 

Staatsbeamten, vom 24. Februar 1877 (Gefeß- Samml. S. 15), was folgt: 


6.1. 


Die Mitglieder der Landgendarmerie erhalten bei Verſetzungen eine Ver⸗ 
gütung für Umzugskoſten nach folgenden Sätzen: 


A. Beim Umzuge mit Familie: 
auf auf Transport · 


allgemeine koſten für je 
Koſten 10 Kilometer 


Sadie NR REEL ERERT 1000 Mark 20 Mark 
II. Stabsoffiziere in Diſtriktsoffizier⸗Stellen.. 500 10 
III. Haupkleu t 3 300 8 
IH ¶»— . 2 ke Des 200 6 > 
V. Oberwachtmeiſter und Gendarmen 100 wie 


B. Beim Umzuge ohne Familie: 

1) Offiziere der vorſtehend zu J bis III bezeichneten Klaſſen die Hälfte der 
unter A angegebenen bezüglichen Sätze, 

2) Lieutenants ein Averſum und zwar auf eine Entfernung bis ein⸗ 
ſchließlich 350 Kilometer von 40 Mark, auf größere Entfernungen von 

Mark,; 

3) Oberwachtmeiſter und Gendarmen die Hälfte der unter A V angege- 
benen Sätze. 

Charaktererhöhungen bleiben hierbei ohne Einfluß. 


$. 2. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung in Kraft. Im 
Uebrigen finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 24. Februar 1877, betreffend 
die Umzugskoſten der Staatsbeamten (Geſetz-Samml. S. 15), auch auf die 
Umzugstoſten der Mitglieder der Landgendarmerie Anwendung. 


Berlin, den 27. Januar 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Kameke. Gr. zu Eulenburg. Hobrecht. 


(Nr. 8597.) Allerhöchſter Erlaß vom 29. Januar 1879, betreffend die Errichtung einer von der 
Königlichen Direktion der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eiſenbahn reſſortirenden 
Eiſenbahnkommiſſion mit der Firma: „Königliche Eiſenbahnkommiſſion (Berlin⸗ 

A Blankenheim) zu Berlin /. 


uf Ihren Vericht vom 27. Januar d. J. will Ich genehmigen, daß zur 
Verwaltung und Betriebsleitung der Eiſenbahnſtrecke Berlin⸗Blankenheim eine 
von der Direktion der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn reſſortirende Eiſen⸗ 
bahnkommiſſion mit der Firma: „Königliche Eiſenbahnkommiſſion (Berlin: 
Blankenheim) zu Berlin“ nach Maßgabe des Berichts und der in Meinem Erlaſſe 
vom 28. September 1872 (Geſez⸗ Samml für 1872 S. 637) gegebenen Be⸗ 
ſtimmungen eingeſetzt und dieſer Eiſenbahnkommiſſion gleichzeitig die Abwickelung 


der Geſchäfte der au ulöſenden Kommiſſion für den Bau der Bahn Berlin⸗ 
Nordhaufen Aare wird. en 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 29. Januar 1879. 


Wilhelm. 


Maybach. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 


Nr. 8597.) 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 17. April 1878, durch welchen genehmigt 
worden iſt, daß zur Beſeitigung des zum Schloßgarten in Eſchwege im 
Regierungsbezirk Caſſel gehörigen, in die Straße vorſpringenden Thürmchens 
— genannt Rondel — das Enteignungsrecht zur 1 elange, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 3 S. 159, 
ausgegeben den 6. Juli 1878, 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Mai 1878, betreffend die Verleihung des 

Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Torgau bezüglich der zur Anlage 

einer tät chen Waſſerleitung erforderlichen Grundſtücke, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 31 S. 207, ausgegeben 
den 3. Auguſt 1878; 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. November 1878, betreffend die Genehmi- 
gung mehrerer Abänderungen des unterm 27. Dezember 1875 Allerhöchſt 

eſtätigten revidirten Statuts der Frankfurter Bank, durch das Amtsblatt 
für den Stadtkreis Frankfurt am Main, Jahrgang 1879 Nr. 3 S. 21, 
ausgegeben den 11. Januar 1879, 

4) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Dezember 1878, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Bunzlau bezüglich der zum Bau 
der haufen: 1) von Naumburg am Queis nach Bahnhof Siegers; 
dorf, 2) von Bunzlau bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Goldberg 
nebſt einer Abzweigung nach den Neuwartauer Steinbrüchen, 3) von 
Bunzlau nach Bahnhof Modlau und 4) von Bunzlau nach Kittlitztreben 
erforderlichen Grundſtücke, ſowie die Genehmigung zur Anwendung der 
dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 ange ängten eee 
wegen der Chauſſeepolteevergehen auf die gedachten Straßen, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Liegnitz, Jahrgang 1879 Nr. 3 
S. 15, ausgegeben den 18. Januar 1879, 

5) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. Dezember 1878, betreffend die des Een 
des 5 an die Gemeinde Rüttenſcheidt im Kreiſe Eſſen 
bezüglich der zur Anlage eines Zufuhrweges zu dem neuen Gemeinde⸗ 
Begräbnißplatze erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Düſſeldorf, Jahrgang 1879 Nr. 4 S. 51, ausgegeben den 
25. Januar 1879, 

6) der unterm 24. Dezember 1878 Allerhöchſt vollzogene Tarif, nach welchem 
die Abgabe für das Oeffnen der Havelbrücke am Berliner Thor zu Span⸗ 
dau zu erheben iſt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Pots⸗ 
dam, Jahrgang 1879 Nr. 6 S. 50, ausgegeben den 7. Februar 1879. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


